
nicht zu überschauende Vielzahl von Einzelregelungen, 
ein teilweise unvollkommen entwickeltes System von 
Maßnahmen für vorbildliches und für kritikwürdiges 
Handhaben des sozialistischen Rechts sowie ungenü­
gende Konsequenz bei der Rechtsverwirklichung sind 
Faktoren, die das Erkennen der Funktionen des sozia­
listischen Rechts beeinträchtigen.

Strikte Verwirklichung des Grundsatzes der Einheit 
von Rechten, Pflichten und Verantwortung

Auf dem VIII. Parteitag der SED wurde erneut auf 
den Grundsatz der Einheit von Pflichten, Rechten und 
Verantwortung aufmerksam gemacht./?/ Diese Forde­
rung ist noch nicht überall voll verwirklicht.
Die ungenügende Abgrenzung der Entscheidungsbe­
reiche spielt bei wirtschaftlichen Fehlentscheidungen 
eine wesentliche Rolle. Bei Untersuchungen wurde fest­
gestellt, daß manche Leiter in derartigen Fällen ihre 
Verantwortung auf nachgeordnete Mitarbeiter ab wälz­
ten oder davon ausgingen, daß diese Mitarbeiter ihre 
eigenen Versäumnisse schon „geradebiegen“ würden. 
Vielfach traten bei Leitern Nachlässigkeiten in der 
Wahrnehmung ihrer Pflichten auf, die der Entwicklung 
eines hohen Verantwortungsbewußtseins bei den ande­
ren Mitarbeitern entgegenwirkten.
Natürlich bereitet es in der Praxis häufig große Schwie­
rigkeiten, die Rechte, Pflichten und Verantwortungs­
bereiche der einzelnen leitenden Mitarbeiter exakt von­
einander abzugrenzen. Die Komplexität vieler Leitungs­
prozesse steht teilweise derartigen definitiven Fest­
legungen entgegen. Dennoch müssen aber die Aufgaben­
gebiete voneinander so exakt abgegrenzt werden, daß 
für die Leiter — aber auch für die Mitarbeiter — kei­
nerlei Ausfluchtmöglichkeiten bezüglich der Realisie­
rung ihrer konkreten Verantwortung bestehen. Hinzu 
kommt, daß es in bestimmten Bereichen zu fehlerhaf­
ter Generalisierung der Verantwortung gekommen ist. 
Die Forderung nach klarer, eindeutiger Abgrenzung 
der Entsdjeidungsfeider und -befugnisse wird dann zu 
einer Fiktion, wenn ein Leiter generell für alle Ge­
schehnisse in einem bestimmten Bereich unmittelbar 
verantwortlich gemacht wird. In der Wirtschaftspraxis 
führen derartige generelle Festlegungen nicht selten 
dazu, daß sich der Leiter entweder in täglicher Klein­
arbeit verliert und seine Leitungstätigkeit vernachläs­
sigt oder daß er in Erkenntnis der Unmöglichkeit, alle 
Forderungen zu erfüllen, von vornherein ganze Sach­
gebiete aus seinem Blickfeld weist und sich vielfach 
nach eigenem Gutdünken nur bestimmten Aufgaben 
widmet.
Beide Extreme sind fehlerhaft. Es gilt daher, eine sinn­
volle Form der Verantwortungsabgrenzung für die 
Leitungskader in der Volkswirtschaft zu finden. Es geht 
um die konsequente Verwirklichung des Prinzips, daß 
Entscheidungen dort und von den Menschen zu treffen 
sind, von denen sie auf Grund der Gesamtheit der ob­
jektiven und subjektiven Gegebenheiten und Voraus­
setzungen am sachkundigsten getroffen und am gesell­
schaftlich effektivsten realisiert werden können./8/ Dort 
muß auch die Verantwortung dafür begründet sein. 
Uber die zentralen allgemeingültigen Festlegungen in 
den gesetzlichen Bestimmungen hinaus ist es erforder­
lich, betriebliche Entscheidungsbereiche sowie Rechte 
und Pflichten exakt zu bestimmen. Damit wird be­
wirkt, daß der Leiter seiner zweifellos umfassenden 
Verantwortung nachkommen kann, ohne sich in Einzel-
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DDR in den Jahren 1971 bis 1975, Berlin 1971, S. 61.
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dem Bericht des Politbüros an die 9. Tagung des Zentral­
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heiten zu verlieren. Seine Verantwortung in Einzel­
fragen reduziert sich dann darauf, zu prüfen, ob die 
von ihm mit bestimmten Aufgaben betrauten Wirt­
schaftsfunktionäre ihre Verantwortung wahmehmen. 
Ihm obliegt damit die Pflicht der Regulierung und ggf. 
der Disziplinierung.
Die Durchsetzung solcher Leitungsprinzipien gewähr­
leistet, daß die Verantwortung des Leiters aus der 
Pauschalität und Unbestimmtheit herausgehoben und 
der Kreis seiner Aufgaben genau bestimmt und damit 
individuell lösbar gestaltet wird. Die Feststellung 
wahrgenommener oder nicht wahrgenommener persön­
licher Verantwortung des Leiters entspricht dann der 
moralisch-politischen und rechtlichen Wertung seiner 
Leitungstätigkeit insgesamt.

Konsequente Ahndung von Rechts- und 
Pflichtverletzungen

Untersuchungen ergaben, daß nur bei einer geringen 
Anzahl von wirtschaftlichen Fehlentscheidungen kon­
krete Maßnahmen der Verantwortlichkeit angewandt 
wurden. Es kommt aber gerade darauf an, auf jede 
Pflichtverletzung zu reagieren und insbesondere bei 
wirtschaftlichen Fehlentscheidungen, die oft mit erheb­
lichen volkswirtschaftlichen Verlusten verbunden sind, 
das Prinzip der Verantwortlichkeit durchzusetzen.
Die Gründe für die ungenügende Anwendung der 
rechtlichen Möglichkeiten zur Ahndung von Pflicht­
verletzungen liegen vor allem in
— der Auffassung, daß jeder einmal einen Fehler 

mache und einem das auch selbst passieren könne;
— der Überbetonung objektiver Umstände, die im Zu- . 

sammenhang mit schuldhaft verursachten Fehlent­
scheidungen stehen;

— der Unkenntnis einiger Leiter über die rechtlichen 
Möglichkeiten- der Ahndung von Pflichtverletzungen 
und die Voraussetzungen ihrer Anwendung;

— Erscheinungen der Kumpelhaftigkeit zwischen Vor­
gesetzten und nachgeordneten Leitern;

— der Inkonsequenz bei der Verwirklichung der 
Grundsätze der disziplinarischen, materiellen oder 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit;

— dem Nichterkennen der Notwendigkeit, auf Pflicht­
verletzungen erzieherisch wirksam zu reagieren;

— der falschen Bewertung bestimmter Erscheinungen 
als gerechtfertigtes Wirtschafts- oder Entwicklungs­
risiko.

Die in § 7 Abs. 2 der VO über die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der volkseigenen Betriebe, Kombinate und 
WB verankerte Rechtspflicht der Leiter, die Einhal­
tung der sozialistischen Gesetzlichkeit zu gewährleisten 
sowie Ordnung, Sicherheit und Disziplin zu erhöhen, 
schließt auch die Aufgabe ein, diejenigen nachgeordne­
ten Leiter oder Mitarbeiter, die ihre Rechtspflichten 
verletzt haben, nach den hierfür geltenden Rechtsvor­
schriften zur Verantwortung zu ziehen. Je nach dem 
Charakter und der Schwere der Pflichtverletzung bzw. 
der Gesetzesverletzung und den Umständen des Ein­
zelfalles ist zu prüfen, ob Maßnahmen der disziplina­
rischen, der arbeitsrechtlichen materiellen, der ord­
nungsrechtlichen oder der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit notwendig sind.
Diese Verantwortlichkeitsformen richten sich stets ge­
gen einzelne Personen, die als Leiter oder Mitarbeiter 
von Staats- und Wirtschaftsorganen, Betrieben und 
Kombinaten Rechtspflichten verletzen. Wirtschaftsrecht­
liche Sanktionen für Verletzungen von Rechtspflichten 
in der Planungs- und Leitungstätigkeit von Staats- und 
Wirtschaftsorganen, Betrieben und Kombinaten gibt es 
erst vereinzelt. Hierzu zählen z. B. die Sanktionen, die 
Wirtschaftsorgane bzw. Betriebe und Kombinate für
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